ZUuTOP ..........

Mainz, 23.01.2014

Anfrage 0843/2010 zur Sitzung am 30.06.2010

Bebauung Gutshof Laubenheimer Hohe (REP)

Laut BeschluRBvorlage Drucksache Nr. 2033/2009/1 wird der Betrieb des Gutshofes auf
der Laubenheimer Hohe als Gewerbe eingestuft.

Da die Stadt Mainz keine verbindliche Zusage bezliglich der Gefahr durch Splittersiedlung
und weitere BaumalRnahmen machen kann, ist das Vorhaben der Erlebnisgastronomie
kritisch zu sehen. Wir schlieBen uns ausdriicklich der Stellungnahme der Oberen Natur-
schutzbehorde an.
Der Auseinandersetzungsvertrag zwischen der Ortsgemeinde Hechtsheim und der Stadt
Mainz hat einzuhaltende vertragliche Vereinbarungen festgehalten, zu denen auch die
Forderung der ortsansassigen Landwirtschaft gehort.

Wir fordern deshalb, die im Stadtgebiet ansassigen Weinbaubetriebe mit StrauRwirtschaf-
ten - aullerhalb rechtsverbindlicher Baugebiete - die erforderlichen Genehmigungen zu
erteilen, um den Status der Wettbewerbsverzerrung gegentber dem benachbarten Kreis
zu beseitigen.
Es kann nicht sein, dass unter dem Deckmantel des Gewerbebetriebes eine Erlebnisgast-
ronomie im AulRenbereich etabliert wird, welche auch noch den umliegenden Weinbaube-
trieben mit StrauBwirtschaft die Kundschaft entzieht. Das verstof3t eklatant gegen den
Auseinandersetzungsvertrag.

Da vom Investor signalisiert wurde, die ortlichen Winzer bei dem Vorhaben einzubeziehen,
wird konkret angeregt, ortlich erzeugte Produkte zu vermarkten. Dies konnte beispielswei-
se Uber eine vertragliche Bindung mit dem Mainzer Winzer e. V. geschehen, regional er-
zeugte Weine zu den ublichen Hofpreisen zu vermarkten.

Der Bundesfinanzhof ordnet aulRerdem die Pensionspferdehaltung auch dann zur land-
wirtschaftlichen Tierhaltung i. S. des § 13 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG ein, wenn den Pferde-
einstellern Reitanlagen einschlieBlich Reithalle zur Verfligung stehen: Ein Gewerbebe-
trieb ist nach § 2 Abs. 1 des Gewerbesteuergesetzes i. V. Mit § 1 Abs. 1 der Gewerbe-
steuer- Durchfiihrungsverordnung eine selbststandige nachhaltige Betétigung, die mit Ge-
winnabsicht unternommen wird und sich als Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen
Verkehr darstellf, wenn die Betédtigung u. A. nicht als Ausiibung von Land- und
Forstwirtschaft anzusehen ist. Die Pensionspferdehaltung ist als Ausiibung von
Land- und Forstwirtschaft anzusehen. (BFH Ill R 182/84.).



Wir fragen an:

1. Da der Eigentimer beabsichtigt, eine Ausflugsgastronomie in Verbindung mit einer
landwirtschaftlichen Pferdepensionshaltung zu errichten, ist zu fragen, ob der Eigentiumer
Uber die daftr notwendigen, gemal § 2 Tierschutzgesetz, Kenntnisse und Fahigkeiten
verfugt?

2. Da der Pferdepensionsbetrieb nach § 201 BauGB landwirtschaftlich eingestuft ist, muf}
gesichert sein, dass die Futtergrundlage hierfir auf Gberwiegend eigenen Flachen erzeugt
wird. Kann der Nachweis bei Haltung von 20 Pferden darUber erbracht werden, dass nach
einschlagiger Fachbeurteilung die Futtergrundlage hierflr auf einer Flache von 5,2 Hektar
erzeugt werden kann?

3. Kann sichergestellt werden, dass die umliegenden Landwirte mit keinerlei Auflagen oder
gar Verboten beziiglich der Ausbringung von Dunger, Mist, Gllle, Humus usw. wahrend
der Betriebszeiten der Gastronomie belastet werden?

4. Da der Investor bereits angibt, eine Reithalle in der Dimension 25x65 Meter zu bauen,
welche im Ubrigen die Mindestvoraussetzungen flr Dressur- und Springturniere fur Reit-
pferde der Kategorie A und International erfullt, muss davon ausgegangen werden, dass
hier héher dotierte Dressur- und Springprifungen ausgeschrieben und abgehalten wer-
den. Bei diesen Turnieren ist mit mindesten 300 Startern und 500-1000 Zuschauern zu
rechnen.

a) Mit welchem Verkehrsaufkommen ist bei gleichzeitigen Turnier- und den Betriebstagen
der Erlebnisgastronomie zu rechnen?

b) Wurden die Parkplatzkapazitaten entsprechend berucksichtigt?

5. Da im Bebauungsplan keine Dungstatte berucksichtigt ist, sollte die Verwaltung mittei-
len, wo und wie anfallender Dung von ca. 144 bis 252 Tonnen Strohmist bei 20 Pferden
bei 12 Monaten Lagerzeit gelagert werden soll?

Stephan Stritter
Fraktionsvorsitzender



	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt

